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Möglichkeiten der Eindämmung aggressiver Steuermodelle 
bzw. Steuerplanungsmodelle 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Zahlreiche OECD-Mitgliedstaaten sahen sich in den vergangenen zehn Jahren 
mit einer Zunahme aggressiver Steuergestaltungen seitens der Unternehmen 
und vermögenden Privatpersonen konfrontiert. International agierenden Unter- 
nehmen stehen national ausgerichtete Steuersysteme gegenüber. Im Privat- 
bereich kommen Vermögenszuwächse und ein leichterer Zugang zu den Steuer- 
oasen hinzu. Dies wird von Banken, Kanzleien und Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften genutzt, um aktiv Steuergestaltungsmodelle - so genannte aggressive 
Steuermodelle - (ATP) - zu verkaufen. Dies sind Gestaltungen zur gezielten 
Steuervermeidung, ohne wirtschaftlichen Hintergrund beim Steuerpflichtigen. 
In der Regel werden sie nicht weiter verfolgt, sobald das Steuermotiv wegfallt. 
Aggressive Steuermodelle können massive Steuermindereinnahmen verursa- 
chen. 

Einzelne Staaten haben darauf mit Offenlegungs- bzw. Anzeige- und Genehmi- 
gungspflichten für Steuerpflichtige und ihre Berater bezüglich von Steuer- 
gestaltungen reagiert. So ist beispielsweise in Großbritannien der Vertreiber 
(Promoter) verpflichtet, die beabsichtigte Auflage eines Steuennodells fünf 
Tage nach Abgabe des Angebots an den Steuerpflichtigen bei den Behörden an- 
zuzeigen. Der Steuerpflichtige erhält eine Identifikationsnummer und muss 
diese seinerseits bei der Einkommensteuererklärung angeben. Der Vorteil die- 
ser Verfahren liegt in einer sehr frühen Infonnation der Behörden und der Mög- 
lichkeit, zeitnah zu reagieren. Die betroffenen Länder USA, Kanada, Australien 
und Großbritannien bewerten ihre Erfahrungen als positiv. Die Bundesregie- 
rung hat in einem Schreiben an die Abgeordneten des Finanzausschusses zur 
Einführung von Anzeige- und Registrierungspflichten (17. April 2007) nur ver- 
halten Stellung bezogen. 

Im Rahmen der OECD wurde - parallel zu den nationalstaatlichen Bemühun- 
gen - beschlossen, die Arbeit im Bereich aggressiver Steuergestaltungen zu for- 
cieren. Dazu wurde im Jahr 2005 eine Arbeitsgruppe zur Entwicklung einer Da- 
tenbank zu aggressiven Steuergestaltungen, deren Erkeimung und Entwicklung 
von Ansätzen ihrer Bekämpfung eingesetzt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 6. Februar 2008 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Wie schätzt die Bundesregierung die Steuermindereinnahmen aufgrund 
aggressiver Steuermodelle bzw. Steuerplanungsmodelle aktuell ein? 

Eine Schätzung der Steuermindereinnahmen ist nicht möglich, da insoweit kein 
belastbares Zahlenmaterial vorliegt. Nach einer Studie des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) besteht bei Kapital- und Personengesellschaf- 
ten zwischen den in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nachgewiese- 
nen Gewinnen und den steuerlich erfassten positiven Gewinnen eine Besteue- 
rungslücke von 1 00 Mrd. Euro (Wochenbericht 5/2007 des DIW). 


2. Von welchen aggressiven Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen 
hat die Bundesregiemng aktuell Kenntnis? 

Die Bundesregierung hat aktuell von Steuerplanungstechniken Kenntnis, die im 
Zusammenhang mit Funktionsverlagerangen von Unternehmen, der Vermei- 
dung der Betriebsstättenbesteuerang, internationaler Steuerarbitrage und Ab- 
kommensmissbrauch stehen. Die Folge ist, dass es zu einer Nichtbesteuerang 
(so genannte weiße Einkünfte), zu niedriger Besteuerung, einem Steuerauf- 
schub oder einer Steueranrechnung bzw. Steuererstattung kommen kann. 


3. ln welchen Gremien der OECD und auf welche Weise sind derzeit die 
Aktivitäten zur Eindämmung aggressiver Steuermodelle organisiert 
(Arbeitsgruppen, Mitglieder der Arbeitsgruppen etc.)? 

Die Arbeitsgruppe 8 des OECD-Steuerausschusses hat eine Unterarbeitsgrappe 
„Aggressive Tax Flanning“ (ATP) zur Bekämpfung aggressiver Steuerpla- 
nungsmodelle eingerichtet, in der neben Deutschland inzwischen die Mehrzahl 
der OECD-Mitgliedstaaten mitwirkt. Aufgabe der ATP-Grappe ist die Samm- 
lung von Steuerplanungsmodellen weltweit, deren Analyse und die Entwick- 
lung von Strategien zu ihrer Aufdeckung und Bekämpfung. 


4. Welche Vorhaben mit welchen Zeitabläufen wurden in Zusammenhang mit 
Frage 3 definiert? 

Zentrales Vorhaben der ATP-Grappe ist die Einrichtung einer zentralen elektro- 
nischen Datenbank, die alle von den OECD-Mitgliedstaaten gemeldeten Steu- 
erplanungsmodelle in anonymisierter Form beinhaltet. 


5. Welche Ergebnisse konnten in den unter Frage 3 in Frage kommenden 
Gremien bereits erzielt werden? 

Die Datenbank ist eingerichtet worden, sie befindet sich jedoch noch weiter im 
Aufbau. Die ATP-Datenbank enthält bereits über hundert gemeldete Modelle. 
Zur Auswertung der gemeldeten Modelle sind drei Fokus-Gruppen eingerichtet 
worden, die mit einer ersten Analyse der gemeldeten Modelle in den Katego- 
rien „hybride Gesellschaften“, „hybride Finanzierungen“ und „natürliche Per- 
sonen mit hohem Vermögen“ begonnen haben. 
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6. Wie bringt sich die Bundesregierung in diesen Prozess der OECD zur Ein- 
dämmung von aggressiven Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen 
konkret ein? 

Die Bundesregierung arbeitet von Anbeginn sehr engagiert in der ATP-Gruppe 
mit und hat zu diesem Zweck einen Experten an die OECD entsandt. 


7. Wie ist die Zusammenarbeit der Finanzministerien auf Länder- und Bun- 
desebene mit den entsprechenden Gremien der OECD organisiert (Auf- 
gabenverteilung etc.)? 

Wie bei Steuerthemen üblich, ist die Bundesregierung durch das Bundesminis- 
terium der Finanzen (BMF) in den OECD-Gremien vertreten. Das BMF unter- 
richtet die Länder regelmäßig über den Fortgang der Arbeiten. Im Übrigen kön- 
nen die Länder selbst auf die ATP-Datenbank zugreifen, sodass ein größtmög- 
licher Informationsfluss gewährleistet ist. 


8. Wie sind die Offenlegungspflichten bezüglich aggressiver Steuermodelle 
bzw. Steuerplanungsmodelle in den einzelnen Mitgliedstaaten der OECD 
ausgestaltet, und wie bewerten die betroffenen Staaten ihre Erfahrungen 
konkret? 

Offenlegungspflichten bestehen nur in wenigen OECD-Mitgliedstaaten; zu 
neimen sind Großbritannien, Kanada und die USA. Ihnen ist gemeinsam, dass 
sie nur für bestimmte Kategorien von Steuermodellen gelten.' Zu den Wirkun- 
gen der Meldepflichten in den ausländischen Rechtsordnungen sind bisher 
keine offiziellen Verlautbarungen bekannt. Von den Vertretern der USA und 
Großbritannien wird berichtet, dass die Maßnahmen effektiv und effizient seien 
und die Entwicklung von Steuergestaltungen wirksam bekämpfen könnten. 


9. Welche Vorteile können sich aus Sicht der Bundesregierung aus einer 
Anzeige- und Genehmigungspflicht von aggressiven Steuermodellen bzw. 
Steuerplanungsmodellen ergeben (bitte mit Begründung)? 

Durch eine Anzeigepflicht könnte die Finanzverwaltung in die Lage versetzt 
werden, Steuergestaltungen in Echtzeit zu erkennen — und nicht erst Jahre 
später im Rahmen einer eventuellen Betriebsprüfung — , um dann rechtzeitig ge- 
eignete Maßnahmen ergreifen zu können (insbesondere Unterrichtung des 
Gesetzgebers). Demgegenüber ist ein Genehmigungsverfahren für Steuer- 
gestaltungen schon aus verfassungsrechtlichen Gründen im Hinblick auf eine 
mögliche Bindungswirkung des Gesetzgebers abzulehnen. 


1 In den USA sind meldepflichtig: vom Interaal Revenue Service gelistete Transaktionen, vertrauliche 
Transaktionen, Transaktionen mit erfolgsabhängigem Beraterhonorar, verlustschaffende Transaktionen, 
Transaktionen mit stark abweichenden Handelsbilanz-ZSteuerbilanzwerten und Transaktionen mit kurzer 
Haltedauer. 

In Großbritannien gelten Meldepflichten im Bereich der direkten Steuern auf den Gebieten „Beschäf- 
tigungsverhältnisse“ und „Finanzprodukte“, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Es handelt sich um ein Arrangement aus dem Bereich „Beschäftigungsverhältnis oder Finanzprodukt“. 

• Es wird ein Steuervorteil damit erreicht oder bezweckt und der Steuervorteil ist einer der Hauptgründe 
für die gewählte Gestaltung. 

• Es muss u. a. das Merkmal „premium fee“ oder „confidentiality“ erfüllt sein, usw. 

In Kanada sind Gestaltungen auf dem Gebiet der Kapitalanlagen oder im Zusammenhang mit Schen- 
kungen meldepflichtig, wenn die vom Anbieter versprochenen voraussichtlichen Steuervorteile oder 
Minderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlage in den ersten vier Jahren die Kosten der Gestaltung 
zumindest decken. 
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10. Wie könnte ein Verfahren zur Offenlegung und Genehmigung von 
aggressiven Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen aus Sicht der 
Bundesregierung sinnvoll ausgestaltet werden (gesetzliche Regelungen, 
Kompetenzen von Bund und Ländern sowie ihrer Behörden usw.)? 

Hierzu wird auf die Empfehlung des Finanzausschusses des Bundesrates zum 
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2008 hingewiesen, siehe Anlage (Bundesrats- 
drucksache 544/1/07, Nr. 51). Diese Empfehlung wurde aber vom Bundesrat nicht 
aufgegriffen, da die Nachteile eines entsprechenden Verfahrens (z. B. erhöhte 
Informationspflichten und Bürokratiekosten) von Gewicht sind. Die Bundes- 
regierung hat das Projekt deshalb nicht weiterverfolgt. 


11. Für welche Steuerplanungsmodelle wäre eine Anzeige- und Genehmi- 
gungspflicht aus Sicht der Bundesregierung konkret geeignet, für welche 
nicht (bitte mit Begründung)? 

Aus Sicht der Bundesregierung käme eine Anzeigepflicht für grenzüberschrei- 
tende Steuergestaltungen in Betracht, da der Steuervorteil regelmäßig nicht 
allein aus der Inanspruchnahme der deutschen Steuerrechtsordnung, sondern 
der gleichzeitigen Inanspruchnahme eines durch eine andere Rechtsordnung 
gewährten Steuervorteils resultiert. Dieser Steuervorteil, der zusammen mit der 
deutschen steuerlichen Behandlung erst den Vorteil der grenzüberschreitenden 
Gestaltung ausmacht, ist der deutschen Steuerverwaltung regelmäßig weder be- 
kannt noch gibt es insoweit Anlass, in jedem Fall nachzufragen. Die Mitwir- 
kung des Steuerpflichtigen ist deshalb notwendig. Eine Anzeigepflicht für rein 
nationale Steuergestaltungen ist entbehrlich, da diese durch die Einführung der 
§§ 15b des Einkommensteuergesetzes (EStG) und 20 Abs. 2b EStG wirksam 
eingeschränkt wurden. 


12. Welche Hindernisse bzw. Nachteile sieht die Bundesregierung bei der 
Einführung einer Anzeige- und Genehmigungspflicht aggressiver Steuer- 
modelle bzw. Steuerplanungsmodelle? 

Eine Anzeigepflicht ist mit der Einführung von Informationspflichten für Ver- 
markter von Steuergestaltungen und Steuerpflichtige verbunden. Insoweit 
stünde die Einführung einer Anzeigepflicht den Zielen des Bürokratieabbaus 
entgegen. 


13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass durch die Einführung 
einer Anzeige- und vor allem Genehmigungspflicht von aggressiven 
Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen die aktuell vorherrschende 
Fülle von Änderungen der Steuergesetze vermieden werden könnte (bitte 
mit Begründung)? 

Nein. Eine reine Anzeigepflicht von legalen, jedoch unerwünschten Steuerge- 
staltungen hat keine rechtlichen Folgen. Sie kann politische Folgen haben, 
wenn der Gesetzgeber zu der Auffassung gelangt, dass der Aufkommensverlust 
und/oder die Steuergerechtigkeit eine Gesetzesänderung gebieten. 
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Anlage 


Fe 5l. Zu Artikel 13 Kr. 3 - nfiü- IS 5 Abs, l Nr. 34 - neu - FVGl 

Artik':l 14 Kr. 01 - neu ja- neti > und 5a - neu - ('iTÜUii[sübcräiL:]ii- 

i> [ - rutü - LirnJ 'S 379a - neu - AOl 

Art! keil j l^TEGAOl 

li) In Anilkcl 13 ist nach Nummer 2 folgradi: Nummer 3 tam^üttlieen; 

"3. Füllende Numrrter 34 w tnJ an^ctligt: 

"34. die Entgegennahme von Anzeigen über Sleuergcslailungcn 
mich § 138a der Abgabenordnurg und deren Auswertung, die 
V'CTgabc Und Vcrw'altung der Registriemummein, die 
UuTchttlhfung des ßaßgeidvertahrens nach ^ 379a Abs. I Nr. i 
bis 3 der Abgabenordnung sowie die zemtuie Sammlung und 
Aiiswertung der von den Unan^behürden der Länder 
ilbermitteiien Infomatioficn über die Nutzung einzelner 
SieuergesUi I Eungen."" 


b) Artikel S4 wie tiilgt zu ändern: 

aa) Vor Nummer I isE füigendu Nummer 01 CLnzufdgcn; 

"01. Die InhalLsübersichl wird wie folEt geändert; 

a) Nach! der Angabe zu g 13S wird die Angabe 138a 
Anzeigepflichtige Steueigcstaitimgcn" cingerügh 

b) Nach der Angabe zu § 379 w'Lrd die Angabe 379a 
Slcuergefährdung bei Steucrgcstallungcn" elngerugc" 
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bb) Natli Nummer 5 ist fulgcrulü ja tfinjrul'üjient 

"Sa. Nöüh § 138 u^ird folgender § IjSli eingefuet: 

1 i3Sa 

/Vnzcieepfü chtige S teuiergesialtiirgeri 


[1) SieuergesLjItuogen im Sinne des Ahsiit?x^ 2 sind 
anzeigcpflichLlg. 


(2) Eine SteufirgesialTung liegt vor, wenn 

1. ein Wjn.^hari:!$gui in der dcuiachcn und einer underen 
StenerfechtiDr-dnung berücksichtigt wird, 

2- die gteielien Einkünfte mehreren Steiierptlichtigen 
zugcordnel werden, <ider die gleichen Einkünfte eines 
Steuerpftichrigen mehreren Betriebsstatten nigeordnei 
werden, 

3- die SteueföubjekteigersL’hafi einer Körperscliiift oder 
PersLincnvcreinigung in der deutschen und einer anderen 
Säteuerreebtsordnung unteßchiedüch beurteilt wini 

4 eine Köipcrschaft oder Personen vercintgung in der 
deutschen und einer anderen SceLierrechi=!ardnung als 
Unbeschränkt steuerpflichtig bcbandcll wird. 

5. Vorschriften eines Abkornnnens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung durch Deutschland und den anderen 
VCTtragsslaat unterschiedlich ausgelegt und angewendet 
werden, 

6. Zahlungen in der deutschen und einer anderen 
SteuerrechLsordnung unterschiedlich cingeordnet werden, 
oder 
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7. dieäülbcn AulVcn'durtjieni oder Sieucrabzüg« in der 
deutschen imJ einer anderen SicuerredhwofdjTung 
herüeksLchtigi ^^erden können 

und dadurch deutsche Enrügsceuem eLnschJielJlich der im 
AhzugS^^cii criioheni^n treuem vermiisden. die rnwdiung 
solcher SteueranspnQehe in spätere Desleuenrngszeiträijme 
^e^ichoben oder solche Ansprüche auf ^ileue^e^stattuT^B oder 
Sicucranrcfhnung bctründeL werden. 


0) Anzeigepflichtig ist. y^eretne Steuergestahung im Sinne des 
Absaizcs 2 linier Darsie'llLtng oder ßcsehrnribung der damii 
verbundenen Sieuervortciic im Rahmen einer 
üeschäftsbezichung anbtelei oder empfiehti fVeTmarklerV 
Bedient sich der Vermarkter eines Dritten, sind beide 
anzeigepflichtig. 


{4) Anzeigepflichtiges Ereignis isr das erstmalige .Angeboa 
einer S-teuer^estaltiung im Sinne des Absatzes 2 oder dessen 
erstmalige Empfehlung. 


^5} Von der .AnzcigcpClichL ist feefreit, wer nacbweiscn kann, 
dann sein darch Vermarktung ufkI damit in Zasanimenhang 
siebender Beratung crziellcr Umsatz im vorangegangenen 
Wirlächufisjahr oder bei Beginn der VcrmarkiungstiUigkell im 
laufenden Wirtschaftsjahr voraussichLlich 350 (H>Ü Euro nicht 
übcRileigC. Im Tal] des .Absatzes 3 Satz 2 ist auf die 
Verhültnisse des VcrmarklcrS abzustellen. 
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(6) Dit: AjucEgc läi {km Bundcüizcmmliimc für Stojcm bis mm 
zehnten la^ nach .-\bliiur des Ki*lcndt;ftfl(,ifui[s, in dem da.'i 
anzci^iip Nichtige Ereigrk eingetreten isL rach amtlich 
vunicscliriebcnfm Datensatz nach LMaJJgabc der StcücTthälcn- 
Ghermlttlirngsvefordniinji ru Qbermiiteln- In der Arhieigt? ist t^ir 
jede anzeigepflichtige Stcuergestaltung anzügeben; 

]- eine vcillsillndijfe EtcschntLbiing und das Ziel der 
Gestaltung. 

2. der erziel bare Stoicn^'ortci l und 

3, die betfnlTenen Rcchlsvorschrirteti. 

Die Anzeigcpflicht umfasst in den ersten zt^ei Jahren nach dem 
aLiizüigeptliclitigeri Ereignis monaJiiehe Meldungen bis zum 
zehnten Tag des Fclgemanats an {las BundeszentraJamt iHr 
Steuern über die Anzahl der Pemenen. die die angebotenen 
oder empfohlenen Steuergestütungen erworben haben 
(Vcrmar1{.iungsfal]e). Nach Ablauf dieses Zeitraums kann däs 
Bundeszentralamt für Steuern den Anzeigepflichtigen zu 
weiteren Mitteilungen Cbcr die Vcranarklungsfälle aufRirdem. 
Im Übrigen hat der Anzeigqsflichtige auf Anforderung durch 
das Bundeszcntralame für Steuern imieriialh einer Frist von 
einem Monat sümtEichc hlr {bs Verstän{lnis der Geslaltung 
sachdienlichen Unterlagen und Dokumente vorzulegen. 


(7) Das Bundeszentratamt für Steuern weist jeder gerne ideten 
SteucrgcättiElung eine Registnemummer Zu und teilt diese dem 
^Anzeigepflichtigen mit. Der Vermarkter hat den 
Slcucrp nichtigen oder einen weLtcren Wrmariücr innerhalb 
eines Monats nach ßekanntgahe der Mitteilung Ober die 
Registriemummer zu infomiiereri und im Fall des 
Steuerpflichtigen ihn auf die Verpflichtung zur Angabe der 
Regiitrierrtumtner gegenüber der zusiHtidigen Finanzbehürde 
hinzuweisen. Bei einer bereits rcglslrierten Steuergestaltimg, 
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deren Regiitricmummcr -dem Vemtirkter bekannt ist. sind die 
Pflichten ni-ith Sati? 3 im Zeitpunkt des An^ebuts fKler der 
Emplehlung 7.u erl^Hlei. 


(8J Sieuerpfliehlige. die eine anzcigepfhehtige SteuergestaJtung 
nuizejT, haben in der Stcuererklürung, einer Erklärung zur 
gesonderten Feststellung VtHl BeUeuorurLgsgrundlagen, einent 
j'Vntrag auf Entlastung ^nn im Abzugsweg erhobenen ISteuem 
oder einem Antrag Im VarausZdhlungsvertaitren die 
Regislriemummcr anzugeber. Sic hi in der StcucT- oder 
Festste llungscrklärung des Kalenderjahres anzugeben, in dem 
mit der Umsetzung der Sieucrgestaltung begannen Htirde. Bei 
einem Antrag auf Steuerentlastung. oder Irtt 
VorausZÄihiungsvertabren Ist ste ln dem Antrag anzugeben^ der 
auf die Verwirkhehurtg des SieücrvürteiU gejichtet Ist. 


(9) IJurch Rechtsvcnordnimg kann dos Bundesminlstcrium der 
Finanzen mil Zustimmung das Bundesrates die PurchflHinjng 
des Verfahrens sowie die Form und den Inhait der Anzeige 
bestimmen."" 


cc) Nach Nummer 5 ist folgende Nummer 5 a cinzu Fügen: 
"ja. Nach § 379 wird folgender § 379i etngefugt; 


i7yü 

Steue^ge^ahrduIlg bei Sleuerge^taltungen 


(1,) Ordnungsw idrig handele w-er als anzcLEepflichtigc Persun 
nach S 13 Sa 

L die .Anzeige bei dem Bundeszcniralami für Sieuem nicht, 
nicht vollständig oder nicht fristgerecht abgibt. 
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2. der Auffordi^ning d^s öuinicsifntralamLfc-s für Sttnücti ruath 
§ l3Su AIk. 6 Sali 4 riehl, richl vol [ständig nder nicht 
frist^cnrchl rjchkommi oder 

i, die Mitteilung der Regtsiriernuninier gegenüber dem 
SieuerpnifhiLgcn ujiierLä£5i. 


43) in den Fällen der Verletzung der ArueigeptTichten nueb § 
kimn die Ordnungswidrigkeil mit einer Geldbuße bis zu 
fünf Millicnen Eurn geahndet werden. Die Geldbuße muss den 
wirischariliehcn Vorteil den der Täler aus der 

Ordnungswidrigkcil gezogen hat, übersteigen. Reicht das 
geseLzltche Höchstmaß hierzu nichi um, isl es puingemftvsen 
zu crtiiihcn. Bei verspäteter /Anzeige belrägl die Geldbuße bis 
zu rtlntbundert Euru für Jeden voElcn Tag der 

Fei slübersehreitung/'“ 


c) ln Artikel 15 wird ln § 7 der bisherige Tesl Absatz L Folgender Absatz 2 
isi änzufUgen: 

'■(2J Die §g 138a und 37iJa der Abgahenordflung in der Fassung des Anlkels 
des Gesetzes vom (BGBl, IS. ,,, [einseizeti AiisferUgimgsdittufu und 
5ejre«a£3/j/ der yerkiifiäufig vüfliegsmiefi Ändarungsgejetz^,';]) sind 
erstmals auf Vermarktungen nachdem 31. Dezember 300 ^ anzu^venden." 


IkenlndLinB; 

Zu Artikel l3Nr3(f 5FVG) 

Die zrnmle Zusammcnföhrurva der Sieuereesuittunaen und der Anzahl der 
beteiligten üteuerpflielitigen. die ALiswertung der GrsialUingeri und 
Infonmaiiod dei Bundcstninisicriums der Finanzen über das 
Auswcftungsetgcbnis sowie die scmistigen mit dieser Aufgabe 
zusammenhängenden Tätiijkeiicti obliegen dem BundcszcntraUml für Sieucm. 
Die Durchlühniniji des Bußgcldverfahrens nach f JTfla .Ab-s I Nr 4 AO obliegt 
biFiuegen den Landest! nanzbehdnferL 
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ücscizeebun£skoinpcl;t:njr 

Dk Gc5ctzgvbiin|iszu5tändigkciL Jes □uniliei:i fUr die Äncfening des 
Fictaiuverwaliuii^SMäeu ergibt sich au4 Artikel lOä .Abü. 5 Suez l. dui 

v^jri den Bunde; rnan^heliürJLtn itriziiMetidendi.' VkrTaKrcn iurclt BtirKje:;gcset7 
gtieijeh Vi iid. das nicht der Zu-aimtruinK des Bundeiraiea bedarf. 

Zu Artikel 14 Nr. 01 C Inhaltsübersicht^ 

Die Inhaltsdbersicht ist um die Angabe ru § tJSa: (.AnzciätepHiehti^e 
Sieiiergcstall urigen) und zu J79a (Steijer^fülirdiinji bei Sttfuergestaltuinacnt 
Zu rr^ünzen. 

Zu Artikel 14 Nr. 3a (5 ]3-!(a AUi 
Allgemciii 

Norwicndigkeit e trier AnzelECpflicht 

Die Einfülining einer gesetzlichen Anzcigcpflictu für Sieucrüesuiltünseci Jäent 
dem gtcichmäQijjien Stcuersül Ezub.. Die Finanzscr^nltung kann damii auch 
legale, jedoch uncrAtlnschie Ocüialtunj’eu rrdher als bisher erkennen und 
entsprechende Maflfiahmen auf Vcrwaltungschcne cr[^ifm oder MaOnahmen 
gesetzgeberischer Art enre^en. Dies dient der Wahiung eter Glcichmädigkeit 
der Besteuerung und der Vermeidung’ stnikiureller Erhebungsdefizite atifgriind 
nkhi ah^biimimer Steuerrechtsordnungcrin 


Dabei ist aber zu berücksichligen, das^s aurgnrnJ der dbliehen Dauer eicKS 
Gesetzgebungsverfahrens von mindes-tens sechs Mpnaten und der dem 
üesetzgebung-Hverfahren normaknÄeise vorausgehenden vcTw-ültungslriienvcn 
Prüfungen., die mindestens drei Maimtc ln Atispruch nehmen dürften, der 
Cksetzgebcr also tfahesiens neun Monate nach An/ciyc einer legalen, aber 
uncrssüTischlicn SieucrgestaEiung vvirksami neaeieren kann Bis dahin sind der 
Ftrunzvervialiung die Hdnde gebunden- 

Von besondercf Bedcurung sind intemaiionaJe SieuergestaliungenH die vor dem 
FEintergrund einer sich stündig mehr globalisierenden und libcTBlLsiercHdeft 
Weihs irtüchafi dramatisch answiijen. Die weitaus überwiegende Zahl dieser 
Gestaltunssn dürfte zwar legal seinr Jeduch in vielen FjUlen dem Sinn und 
Zweck der Steurrgevetze der betrüfi'ciitcn. Slaalcn nicht entsprechen oderiDgar 
zuwidcrlaufen, wornuf bisherige Erkenntnisse schlie&cn lassen. 

Zu erinnern ist in difsem Zusammentiang an die Begründung des 
Crirsetzentwurfs der Bundeiregierung eines Unternchmcnsteucrrcforrngesctzes 
2IXIÄ ( BT-Dracksachc l^'537T): "Folge der hotten Sieuerbelastuna ist. dass 
Lniemiitlütial operierende Lfrtterrwbmcn durch GcsEaliungen dafür sorgen, dass 
ein erheblicher Teil di:^ in Deutsch I and erwirrsehafteten Gewinne nicht htcrT 
sondern in anderen Lämiem mit niedrigeren Steuersätzen versicuert werden. 
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Urütraehmcn nutzen also die Vn melle des Stamlünes Deutschlojiif, entstehen 
5tch aber hüiifia dun;ti tkwinnverlaijcmTij'cii. der Bcslcueruna. Nach einer 
aktuellen Studie des DfW - Deutsches Institut für Wtrtsehafuirwpichung - 
besteht bei KapiuiE- und Pcrsunenyesellschafien zvilschcn dtJii in der 
VolItsTivirtschaftlichcn Ceaamireehnunji nucheet^iesiflert Qet^ inrurn und <ten 
FTteucrlich erfiisien pusitiven Gt'^ärncn eine BesieucrunitslDckc von 100 Mrd. 
f iWuchcabericht 3'2007). Die crrcchnete Besttfüerun!>slilcke und die hohen 
steuerlichen VerJusie fuhren das DIW zu der Sehluisfolücrun^: 'Dies deutet 
auf SieumcriiünstJgunuen und Ccstalcungsmualichkeiicn hin, mit denen die 
Üntemehhiert ihre stcitcrpnichii^en ClewEnnc herunter reditwn uder ins 
Ausland verlaaem""» 

Ad ressaie n der Anyieigcpfl ie ht 

Die Atizeiue-pniehi zielt auf die Vermarkier von IstciKTgcstal tunken, tind nicht 
auf die S teucrpfliehtiiien. die dlcsn; üüstaätun^en nuuen. Nach den 
tirlahjTJrtgcn anderer Staaten sdJI nimlich die ^Atlkclxitsscite" dci gru^Ben 
Beratungsmarktes statt der 'TVachfrageseite" (also der Sicucrpnichtigcn) zur 
Erfüllung der In formal ioflspllichicii hermgezogen werden. Diese 
Inanspruchnahme ist auch j-erechtfertigt. weil lile "MüdelleiiE^kkJer" in ihrer 
Eigcnschalt als Bcrnier und'odcr Vertnarkier Lm gleichen Maß und ggf. sogar 
noch mehr uls der Stcuci^fliehtige zur .Steucr^ermciclung beitragen. 


Die .^nzciijcpnrehr fUhrt nicht dazu, dass pauschatjedtf Steuei^estaltuny erfas&t 
wird, SJff wird vtetmehr auf große Vffntiarkter und bescimmte Gestaltungen 
mit besonderer steuerlicher Bodüutijn« eingeschidnfct 


Durch die Arazeigep flicht können Steoergcstaliungcn frühzeitig erkannt 
werden. Qe^jcnwäriij erfUhn die FifiiLnzvcrwaliung von StCLiCTgestaltungen erst 
lan^c nach deren Uitueizung und der eingelreiencn Mindening der 
Steuereinnahmen. Bei der erstmaligen Steucrfcsuctzung erkennt die 
Finanzbehörde übliehcrweLse -die Gestaltung in ihren steuerJichen 
Auswirkungen noch nichL Das geschieht rezelmäöig cret durch eine nacii 
Jahren stüttfindendc Betriebsprüfung, der Jedoch nur bestimmte Gruppen von 
Steuerpflichtigen unterliegen. Die neue Anzeieepflicht setzt demgegenüber 
präventiv «hun im Zeitpunkt des Anychotes an die STcuerpflichiigen ein. 
Dadurch werden Steuerpflichtige frilhzcitig problettibcwusst und müssen sich 
überlegen, ob sie sich mit einer Gestaltung in eine reehllicho Grauzono 
begeben wollen. 

Auawenunid der augezie-iglen SteuerLEestaltunycri 

Nach Früfuna und Auswertung der gemeldeten .Steuergestaftungen durch das 
Bundeszenratamt fUr Steuern wird das Prilfergcbnis in geeigneten FälCen dem 
BMF rnitgctcilt. Das BMF wind die Lüftder zeitnah über diese Gestaltungen 
unteiTichten und mit diesen erdrtem. ab und ggf. welclKr Handlungsbedarf 
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hcsccht. 7.V entscheiden isl msbcwndcrc. ob eine kcaklifin im Vcrvisliuniiswefi 
mCiflieh LSI oder der Gcseuiietter hiindelti muss. 


Ijti Übrigen könneu sieti Lfie i^nlietien Firuinzbehdrden dtir^li die Augatie der 
RegisuieniLirniner über die kunkrcLr Sleuer^cKlaltujig beim Bundcs^rntr^Uml 
H]r SEcüem inlbnntercri und in MissbruuohsfilLin unverzüglich handeln. 


ln;cmat>onalcs l..mfeld 

Mit der Einltlbrung einer Meldepllicln folgt Deutsch ijnd einem intemutionjlen 
TcePul, der vdr den ajis:el.?ächsiichcn Ländern ih Gang gcsel/.l wurde, wie 
üroflbritannbn. LISA und Kunadii. Auch amiere Länder tragen sich mit solchen 
Überlegungen. 


Vnn Vertrelem der USA und GrtißbriUinnieTi wird berichlet. das-H diese 
M^QnahmcTi e]TekiJ\i und effLrIent seien und die Enlwicklung von 
Steurrgestalturigcn u’iri..Ham bekämpfen künnten. Diese MaDmabmen künnlen 
«Ivr nicht die Enuirrluogcn von Anus vveaen durch die StcucD'ervratiyng 
ersetzen: insoweit seien sic lediglidi nuiwenJige MaGmahmtn begieiiendcr 
Natur, 


Wirkuni* iler Anzeige 

Mit der Anzeige sind keine rechtlichen Wirkungen gegenüber dem 
Sieuerpnichcigeit verbtindcn.. Die Aiizeige seizl die Flrianzvrefiva.liurt| lediglich 
in die Loge, eine mögliche Rcchtiwidrigkcit von Gcsialtungcn frQhzcitig zu 
erkennen bzw. bei legulen, aber aus Sicht des Staates unerwünschlen 
GeaUltUiigen den GeseUgeber entsprechend Zu infurmieren. 

Eine gegenüber ikiri Anbieter bestehende Ftlicht der Finaozvcn^aitung. sich 
zur RechtmäUigkcil der Stcuer^ieHlnllungeTi zu. SuE^m. ist mit dem 
Anzcigeverfahren nicht verbunden, (m Hinblick nuf die F-nLscheidungsfrcibcit 
des Gesetzgebers (vgl. BVerÜGE 97^ 67 [Sj (]) tut eflektiven Wahrung der 
Gewaitrnteiiung isL es tiiimlich vtm Verfassung Wegen ausgeschlossen, dass die 
Verwaltung durch Untäligbiciben nach Anzeige einer SteucTgesialtung den 
Gesetzgeber binden würde (z.B. bei langfristig angelegten Modellen wie 
Erbbauzins fLind.s-VEodel len mit über 30 Jahren. VerUägslauDeit.). 


Zuiassisltf GrundTechtseingrifTe 

Ais Eingriff m die BerufsausDbungsfreiheit ist die Ajizeigepflicht durch 
VcmünflL^c Gründe den .AllgcfncinwCrhls gerecbtrcrli^l. Sie dient in erster Linie 
der frithze itigcn In formal ion des Slaatcs Pber Stcucrwhlupfldcher. Die 
enisprechendeti ELenntnisse liegen Ln der Hand der Anbieter von 
S[euergCsLillung.sinudcllen, die um dieser wichtigen liiibrmution willen auf die 
\Ä'ctizrgabc ihrer Kenntnisw an dkn Stant verpflichtet werden. LJic Regelung ist 
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geLMtneL ^rfordtrliizh und iin Hinblsck auf die Sedeuijun^ des verfoljjitcn Ziels 
[iiH-’h anjjcmcKicn, [Icf Einsatz der Reu:isiricmtLmmer tsl rudern jtebcUcn. um 
ciiHtn efllzitfiKfri urtJ auL'h i;leichhcii.5gcnKh(fln Umeanja der Vemaliujig mit 
den einzelnen ModcJIcn zu i^evNührleisicn. die Anzeieepfticht zur 

frühzeitigen Aunsllmctg und QekSmpfuEig dieser Modelle beiträgi, tst sic um 
der Gei^ährlcistunji einer äeistunast'ilhi^keißgcrethtcn Bcsicucrantj w.' 5 lten 
geboten und verKältRismaQi^. 

ftijhermc .VlaJinahmen des Gcseui^chcrs zur Bekätnpfufie vori 
SteueraesultunacTi 

Es besteht derzeit kein J-Iandtungsbedarf, Anzeige- und Rettistriertin^spflichicn 
auf i^cLLcre Steuergest^ltungen auszu^eiien. Hekannce 
Vcrlustzu'tt'elsun^iiiüi’JicbkecLen ^^unden bereits durch die EinFtlbrujii; des § 
15b Luid j 20 Abs, 2b ESiCr einceschrSnkl. AuQenJem Ist durch die F-infuhnjng 
der A bgcl tungsteuer auf Kapiulenrägc und VerduOcrungsgevtinne im 
Privaivermöyen dmeh das Llnternebmecisieuefrefoi-mgesetz 2MB tu erw arten, 
dass Stcuergestaitungen iit diesem Berrlch .stark an Bedeutung verlieren. 


Der Schwerpunkt der Mafiltallinetl muss vicltrwhr auf der Vcrmeidlurig des 
AusnuLzens von Umerschieden iwisetren verschiedenen J^tcuerrcehtsordnungert 
liegen. Diese Llnlerschiede machte die KcHtlimlssiLin (KO.VI) der Europäischen 
Gcmcinscbaft durch Slcucrkoordination zwiseben den VlitglEcdstoalen aus 
dem ^cg rSiumen. um damit die Sirucrh Lndemissc firr Binnenrnarkl zu 
beseitigen. V^orausseizutnä i$i allerdings die Kenntnis der UnEerseh iede 
ZlwEsehtn Jen Slcucrrechitscirdnungcn, die dtuch difses Anzeigeavslcm 
geschafTcTi werden sotien. (Zum KoordLnaiiunserfordcmis zivischen den 
Mitglifdstaaten siebe Mitteilung der KGM vom 24 . 1 1 . 2 CN 13 : an den Ra^ das 
Eurupaischc Parlament und den Europäischen Wirtschafis- utvd 
So/ialaussclniss - Ein bin nenntarki obne untemchmensstruerJiclhe Hindemissc 
- Ergebnisse. Initiativen. I lerauifünlerungen). Der Gesetzentwurf »Ü also 
gerade dazu dienen, die tatsächlichen Kenntnisse für die von der KOM 
ijewüruichtc Stcuerkoordination zwischen den Mitglieilvututen bereLtzustclIcn, 

EG- Vertrau 

E-s liegt kein Verstoß gegen DLskriminierungsvcrbiiite des EG-Vertrages vott da 
sich die An/eij^ep nicht auf in ländische und auslündiscbe Vermiirkier bezieht, 
Auch eine mittelbare Diskriminierung scheidet aus, 

Die Einflihning der Anzcijjcpflicht verstößt auch nicht gegen die 
Beschrankunssvcrhuijc der Niedertassungs-, Dierutleistuogs- und Kapiialvcr- 
kcKrsrieiheiE, Es könnte zwar daran gedacht werden, dass die Anzeige und 
Registrierung vtin patcTiiiell schäd liehen Steuerarbitrageiestjliungen zum 
Zweck der Steucncispam is die Anbleldf und Nachfiajcr solcher Steucr- 
gesultungen von einer Vermarktung bzw. (ibemahmc abschrceken könnte. Es 
scheint aber kaum vorBtclIhar. dass Eiörge.r allein durch Erhebungen über 
besiimmte Vcrhaltcn'iwciscn von diesem Verhalten "abjesehnark!" werden. 
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Vtcnn demycijertQtHir "30Mhfänkwn|fCn" tkr Grundfniihtfitüft ausjjcjiiingcn 
uirJ. kann k sich nur um Mkhc handfi-ln, "die unvermeidlich aUi di?rti 
NchcncinanJer rtiitiLMialer Sieucrsvstcmc crwadiien"' und "^nur durch da? 
ELn^ftfiten de? Gerne insthafügesetz^bifrs bc&eitiiil werden ktlnneij" 
{lichluniiartijäjjc des GA L.A. üccllnvcd Vom 2 Eis. C-37+’ll4, Ir, 57, 
391- Sokhe QuasibcschrÄnktinjicci sind cunopitrechttich hinzunchmen. 


Oarüber hinaus wIji; ein tnöglichcr VcrsinB geijert die Bvschrllnkung!ni,CTtiotc 
(k-!. EG-Vertraee? jedoch gereLhtreftiö,t. ivenn mil einer jtcseir liehen 
MflUnahmc ein herÄh%iei und mi( dem EG-Vertrai^ ru vereicihafendes Üiel 
verfalgc uipd, diese htaßnahme durch r^ingenJe Grfinide des 
Allgemeinintcrcsses gercthircrt'njt, mr Emkhung des damii verfolgten Ziels 
geeignet l.st und nicht db« das hinauigeht, wim hierru erfofderlich äst {E-uGH v. 
15. S. IW, Rs. C-25tli‘'‘>5T Fulun Tanicipalions und Sirtijcr, Slij. I^^T, k247L 
Rdnr. 2Ö1 EuGI-l v J L 3, 2Ü04, Rs. de Litsie^'He du SailLnnl. SIg. 2004, 

1.2409, Rdnf. 4'>t EuGH v. IJ, 12. 2005, Rs. C-446^()3. Mark.-; & Spencer, Slg, 
20H5, 3-l&a37, Rdtir. 35; EuGH v, 29. 3, 2M7. Ri, C-j47.'i'M, Kcwc 
Zenutalfinanz, Rdnr. 57j, 


Das hier verfolgte Ziel, einem MitgLiedstaai der EU mflglithsi frühreitig 
Infotmmiunen über SwuergeslallungsmOglichltciien zu verscharren, um £tir 
Efhebun gseleichhcit twE der Besteuerunii zu sor;gen, isl bcceehiigL Der von der 
Rcchtsprechunij des EuGH anerkannte Grund der wirksamen Steuensufsicht 
berechtigt nUmlich die Steuerbehörden "den Betmi? der sccuetiptlichitgcn 
Einkünfte zu kontra liieren" (EuGH v. 12. 12 . 2002. Rs, C'324''00, lankhür^i- 
Hohorst. SIg- 2002. M 1779, Rdnr. 443. Riese FormulienjEiijj deuEel zwar auf 
eine Köfiirolle im EinzcEfall hin- Es kann den Mitgliedstaaien der EU aber 
nicht cmsLhafi verAtfhrT sein, sich; frühzeiLig uueh Informationen über 
stniktureü amgelegie, uncrwünsctitc. sich aus dem ZiKiimmemipiel von zwei 
RechisLHilnud^en ergebende Steucrschlupniöcherzu verschafTco. 


Diese Art lier SteuerauFsichl ist auch gecLmici und erfurikrlieh. ZwB.r ver,vcist 
der EuGH bei InfiwmationsJerLztten der nationalen Stcuerverwaitungen immer 
daniuf, dass die erforderlichen Infuntiatioiifn mit Hilfe der Amtstiilfc. 
Richtlinie fRichtlinle 77.799,''EWQ des Rates v. 19. 12. 1977 über die 
gegenseitige .Amtshilfe zwiücbcn den zuslUndigcn Bebörien der 
Milgliedstaacen im Bcreieli der dirditen Steuern (.ADL. L 336. S. 151 eu 
erhalten seien (u.a. EuGH v, 12 . 9, 2006. Ri, C-196'04, Cadburj' Schweppes, 
SIg. 2006, [-7995, Rdnr. 71; EuGH v. 29. 3. 2007, Ri. C-347.i'tl4, Rewe 
Zentral finanz. Rdnr. 56 f. So heiQi es in den HrAdgungsgründen der .Amtshilfe* 
Richiliniei "Die Praktiken der SleucrhinceEiiehunji und Steucrflijcht pher die 
Grenzen der einzelnen Mitgliedstaalcn hinaus führen zu 
Haushaltsfinnahmc Verlusten, vmioCen |e^‘n den Grundsatz der 
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SwucT^erechligkeit und künnsiii Vcrzffmjjiüfn Jl-ü KjpitakcrfccKrs und dur 
WiCtihcwL’rlssbtfilinyunjjeii bewirken. Sic bcciniräkthiiten mithin das 
FunJiiionjcrcn des CdiKinsamert .y drittes.” 

Jedijch liUnn dk Aniishiirc-RtchtEinic flir die hier gcrojclten 
^reiuitihcf^chfcilendert Stcuerarbitrage- Fälle ohne An^cigcpflit'hi riirht 
viirksam etn^seijst werden. Der Sieuervnneil resuftien in diesen Fällen 
nlmlieh nieh! aus skr Inansfrucfiruthmc eines innerbiaat liehen Slcucrsorteili, 
sondern der e Icicharitigcn tnanipnithrLahme cine^ durch, eine andere 
Rechtsordnung gewahrten Steuervorteils. 


Beispiel da Für ist das Lwiirie eines Wirt-schaF^gutei durch einen unhcschräfikl 
Steucrprichtigen A an seine ausländische Beuichstllttc.Tochtergeiellschiri R 
mit der MaDgatjc, duss für dieses ’A'irtgchaFbgut sowiohE im Inland als auch im 
.Ausland Abschreibungen gehend gemacht vv, erden kdnrwn, weil eine 
SteuerrechtsurJniins das Wirtschuftgui dem w'irlschaftl Lehen Eigentümer und 
die jindcre Stcucrrechtsündnung dem juristischen EigcniDmer zurcchnet. Das 
bedeutet, ditss das WFrtschaftsEUt zweimal in der Person von A und ln der 
Person von B abgeschrieben werden kann. Oie deutsche Finara-bchardc. die dk 
BcNicucntng des A übeiprüR. hat von einer solchen Stcucrgestaltung keine 
Kenntnis und brauchl skh dafür aucFi nicht zu interessieren, weil die 
Besteueitms von B für die Besieuening von A irreleve.ni ist. Von der 
AmishiFfe-Richtlinitf kann also kein Gebrauch gemacht werden, weil die 
Ftnanzbehönie keine Veranlassung für ein Amdiilfc-Rir^ucticn hat (eSeutsches 
Besteueruiigsrrchc nicht betrünen). keine Kenntnis des ausländischen 
Sachverhaltes hat und zu haben braucht und deshalb auch nicht weiß, um was 
sEe den anderen Mitj^EicdsLiai der EU ersuchen aoLI. 


Durch das Instrumenl der .Anzcigep fl lebten ktStinen demgegcnljibcr die 
notwendigen Enformationen beschafft werelen. die erforderlich sind, um sich im 
weiteren Verfahren gegenüber dem andeien EL'-Mitgliödstaat auf die 
Amtshilfc-Richtlmic berufen zu können. 


Seihst wenn die Finanzbehflrdc zuRHIieerweist in FinzcIfSllen enispoithcnde 
Inrofiuatiuncn hätte, würde diese Fnfarmation keinen Überblick über die 
Auüwirkijog solcher Steuergcsijliungcn auf -die natiunalen Steuereinnahmen 
gehen. Zu diesem Zweck ist ein systematiKhes A nzeigeverfahren 
iinumgilnijlich- Ohne deren Mithilfe wäre es otimd^llch, an solche 
infürmatinnen zu gelangen. 


Zur Erreichung des verfolgten Ziels, frühzeitig [nfocTnuüüncn über 
Steucrgestaltungen zu erhalten, um für ErhehungsgEcIchhcit und 
Jeistungsgerechie Besteuerung zu sorgen, ist die Anzetgepflichc Ln der 
voriiegendert Form gceigncl und geht nicht über das hinatis. ‘Aas hierzu 
notweniiEg ist. Insoweit kann auf die sog. Prormjtorecthaftuni; in Großhritunnkn 
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bin^ci'icKn wcjiifn. die über Jtn hier v-ürMichttttcncn Anwcndunas.lwTcii’h 
insoiAcii tiiniuiiehl, als aturh wg^nanme S,elbsiEiii%itkleT von 
Siiuer^csbiltungsmod-ellcn cinhe/ogen ■Aerdin. Di« "deutsibe" AnzcigcpHichi 
zielt demgegenüber zur Zeil fliir auf den. kleinen Krcäs hncfispejiiiilisiener und 
um-saititarkit Fnrmdeni^fcklcr ab. vw denen zum frähe^ien Zeiiptinkt die 
[nftifinatinrien, die anders^vo tn dieseni Stadium nicht vcrni[!|bur sind, 
abgerufen sverdeti. Diese In Tormal innen beschränken sich auf das absolute 
Minimum, das für das angesirebie Ziel dcf Erhcbungsgieichheic unJ 
kisiuiUjSgerechten Besteuerung nnbeendsg ist. Vgl. im Übrigcri üben zu 
"Zulässige GnundrcchlscitigrifTe", 

GcseLzgebungski>jn[»etenz 

Die ricscugcbun^zustandigkeit des Bundes für die Änderung dar 
Abeabenordnupg ergibt sieh au.s .Artikel fOS Abs. 5 Satz I und 2^ wonach cLls 
vnn den LatirdesfinarLibehördeni anzii wendende Verfahren durch Quiiiesgcsctz 
jjertgeli wird. Dieses BurMJesgeset/ beiiarf Ensnweit der Zustimmung de-s 
RundcFirTiIes. Soweil es sich urtt das von dem &ZSt anzirw endende Verfahren 
hjndelL biidart'das Bundeseesetz nicht der ZtisLimmLing des Bundesrate^. 

[m Einzelnen 

Zu .Absarz I : 


Diese Vorschrift ist die Grundlage ftlrdia Anzelgcptlicht, tiinc Beuncilung der 
Süfuergesliliun^an ist mit dam Anzeige verfahren nicht verbunden, -Aus dem 
NichttfiJigw.enjcn der Firtttnzbchüifde im Hinblick auf die Swuergesialtungen 
kann nicht geschlossen werden, dass diese Gcsialttuigen gebilligt wurften; denn 
Schwei gen gilt noch allgemeinen Grundsätzen nicht als Zustimmung, 
AnzaigepHichtiga oder andere nn der Gesialtung Beteiligte können weckrr eine 
Stellungnnhimc der Verwaltung verlangen, ncjch aus dem ALiiblttben einer 
Stellungnahme Rikksehlüssc auf eine Billigung ihrer Gestaltung ziehen. Das 
.Anzeigevcrfahreri dient allein der möglichst frühzeitigen Unicfrichtung über 
sämtliche in | IJft Abs. 2 AO aiiifg.e führten Stcucrgcstaltungcn. Oh. wunn urkJ 
in vsTlcher Weise und Reichweite Vcmaltung nrul Geseogeber anhand der 
Infbrmaiioren MaOnahmen erwreifefl. sieht ln deren pOichtgemäBem Ermessen, 
und wird nicht durch das ,Anzcigevcrfahn:n determiniert. Im Hinblick auf die 
HnLsehcidungsfreiheii des Gesetzgebcfs (vgl, BVerfGE 97, fi7 [33 f]) wdnä es 
von Verfassung wegen ausgeschlossen, dass die Verna IruFiig durch 
UniäiLgbleiben rtaeh Anzeige einer fstcuergcstaliung den Gesetzgeber binden 
wllrdc (z.ß, bei langfriütij; angelegten Modellen wie ErhbauzirLsfonds- 
Modrilen über 39 Jahre Vertragslnulzeitk 
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Zu .^bHat/ 


Die An/cigcpHicht gilt für EinlLummcn-. Kflcpcrschaft' unJ tktv^eriieiteuem 
cinscliließlicli der Viiniu.H7ah1un!ien und der im Ahjtüijswci'er+inljcncn Steuern, 
insbcsondcn: die KapitaLertrii^aieucr, die Lohnslcucr und die AhzuflSiteuem 
tiäi;h § 50(1 E.SiG. D^hci ist es unerhehlith, oh die Einkommen' t)dcr 
Ivörpcrachaftstcucrpflicht im R^iimcn der beschränkten oder unbeschrlnkien 
Sieuerpflicht bcfitehl oder ob die Sieuercripamia auch in der auslUndiseheri 
Rechtsordnung anßlli. 


SteuerarfailTitge 

Afizeij^epfliL-hiii’c Stcucrgcstaliungen sind solche, die jm Zu-sammcntwng mit 
StcucrarhitruiJC mil der Fotge stehen, dyss es zu einer Niehtbesteuenunj; tsojj. 
Vü'CiÜe EäitJtürlfleh einem SteucraufscflLlb oder einer Stcucrarirrchnung Ivw.. 
-erstüttung kommen kann. 

[ntematiorvaie Sifuefarbirrage cnistchL wenn dieselbe Transaktion tniiiJMei oder 
mehr Steuerrrchisurdnungcu ciiicr unterschied! Lehen Dciteuctung trnlcrw orten 
■werden. Diese Situation kann von dem Steuerjinichsiiicn zu einer ganzen oddr 
teilwelseJl INichLbcstrueiiing genutzt wenlen - ein Vorteil, der hei 
Durrhtühmng dieser Transaliilon in nur einer Stcuemcchtsordnung niclii 
bestehen würde. 

Nofivcndigkeit der Kontrolle von SteuerarfaiinuK 

StcucrarbTirage kann ziä unvemiürtfilgen untemehmeri sehen Entscheidungen 
fuhren oder zu ungerechiFcrtigtcn Benachteiligungen von Personen in 
vergleichlKinir i.agc. Sie kam aber auch zuÜissigerwciH: die MögJichkciten 
nutren, die skh BUS dem fairen Stcucrwcttbcwcrb der Staaten ergeben. 
Insoweit sind Stcuemrbiamgen erst dann pfohlematisch- wenn aus nein 
iieucrlichcn Cnündcn die untetschiedlicKcn sEcucrlichcn Regelungen der 
verschiedenen Swuereeditinfdnungcii zu einer NichtbesieuenJrrg oder 
substaiuielEcn StcuerfreistcKung genutzt werden, -während vergleichbare 
Gesüiltungen in nur einem Lund einer tKtnnalcn aesteuerung umerworfcti 
werden. Dieser Siiuation der Ntehtbesteuerung muss dieselbe Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, wie der Aufgabe, eine iJoppel-iMehrfachbesicucrunj: zu 
vermelden. Extreme .AufFaiKimgen von interesitener Seite, ■wansth dcippeltc 
Nichtbestcuernngen hinzunehmen seien, sind aus den genannten üiürtden 
nbzuichnen. 
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Stcueroolitischc RcatjC^m mfrStcuenirbiiniije 

(nuiicw clt ituf Stcucrarbiiragc stiueipuliiivch reauitn vsertUfn soll hätia von 
diTTi Oiwitht ab^ da:; Jtfn vetschtcdcncn Faktoren beißcIcijE winl f.B. 
Hcr^rellufig ckr Gkichrrtäßjjiltiit der B-estji:in;run.|, .AulT*jj[nmffns\Eiifkia.mite![ 
der 'iteuer^eüiälLunji usiA. Dciv-c^en isl noch einmal henorruhetKn, dais die 
Anzeige von Stcucfg«lallungtn nicht zwingend zu einer Reaktion von 
Gcict/'j.e-b-unjj und Verve attühjj ('llhrt. 


Zti den dummem I his 7: 


Nr. 1 bcichfcibt die Fältc -der doppelten Zurevhnun^ von Vt'inschatiigDtem. 


Nr. 2 umfiist die Fitle der doppetten Zuordn ang von Einkünfien cum einen 
zvctächcn verschiedenen Stcacrpnichilien Onei^i bei Konzemuniemchmen) 
und zum anderert zwisthüfi verschiedenen Bctriebsntatten eines 
Siteucrpfllehtigcn. 

Nf. i und 6 greifen Gc'TtaliiiEigeTi mit hybriden Geseilsehaftifürmen auf Cz.B-. 
Pdrsonjen^eselblchltfKTI. di-e - wie das SOg. Chcck-tbe-Bojt- Verfahren in den 
USA '' nach Wahl auch als Körperscharien bcsteuen w'enden keimten) und mit 
hjbriiien FitldjUiertin^sformen (InstrutncntCr die gleicltvcnnallcn Etemente der 
Eigen- und Frecn.dnnanjiienin.j' in S-ich tfagenj. 

Nn 4 bcLriOi sug. Liuppclansrüsiige Üescilsehaftcn (Gründung in einer 
Rechtsordnung. GcsehSftsIcitung in einer anderen Rechtsordnuttu - wobei sie 
nach beiden Rcchtsordnun^n unbesc hr Snkl steuerpflichtig sind). 

Nr. 5 und 7 zielen auf die doppelte NichtbesEeucrung [sog. weiße Einkünfte) 
durch unccrschicdlichc .AuiilegLiii^ der DBA tn den Anwenderstaaten oder 
durch Ausnutzung untcrschicdLicher nationaler Gesetze. 


Durch diese Stcucrgitsullungcn rniissen Sreuerti auf dem Gebiet der 
Einkommen- und KOrpecschiirisreiaem einschließlich der im Abzugsweg 
erho betten Steuern vermieden, die Entstehung solcher Sreueninsprache in 
spitere BcsicuerunyszeiirÜLune versciuibcn octer solche Ansprüche auf 
Steuererstattung oder Stcticranrcchnung bcgiündei werden. Dabei ist aDerdings 
zu berücksichtigen, dass Steticrvonclie, die sich ahein au.s den 
unterschiedlichcri Steucrsäizcn zwischen den \EitjliedsuaTen der Oemcinschari 
und nicht aus dem Ausnutzen von nicht aufeioander abgeatimmten 
Steucrrecht-sordnungen ergeben, nicht berikksichtigt werden dürfen.. Dasergibt 
sich aus der Rechtsprechung des F,uGH, wonach " ein etwaiger 
KteurrvorteEU.-.in Form einer geringen Steuerlichen Belastung in dem 
Mitglied staaf. in dem sic (eigene Ergänzung: die SteuerpftichTigen) ansiisig 
sinil ...einem anderen Mitgliedstoai nicht da.s Recht (eigene Er|j|änzung; gihn). 
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Jie in scmcm Gcbiia ansdiiiiiien Empranaer der DienitJeifiiun^eiv jtieuerliflh 
ungflnstiiiif zu hebtanJcln {EuGl-L UrteiJ V. 2t. Oku]l>er fti. t- 97, 
Tz. 44 "sug. EufnwingS'UrtcLl). 

Zu .Abaiü 

Die VerpilichLung zur Anzeige vun Stcmergcslallujigen oblieg] dem 
Vermariiier. Es handtfh siuh insbepondurc um Anjiiehttrige der sieucrbcmiöidcfi 
Berufe. Reehtüanw, ikc (idScr auuh Banken, InvcBimentgcsclIsehjftdn und 
sonstige Berater, die die Gestnltungen zuni Zvvecli der Ve rrnaitLiung für ihre 
Kundcri'^iandiinicn cniwetfcn. Auf die Sieucrpflkht desjenigen, dem die 
StrucrycFLjJiung Angeboten oder emp fohlen wird, komm! es ttiehi un, du sich 
die Gestaltung im RihmenderSicucrpnichUz.B. einer nahe stehenden Person, 
auswirken kann, 

Vetnurticr stehen mit ihren Kunden bzw. i^rtieilgebem !n einer 
Geschäftsbeziehuna und beziehen für ihre Beratungsleisumgen ein Entgelt 
(Gebühr, llunomr, l.ohn) ctdcT einen anderen wärtschnftlichen Vorteil, Damit 
scheiden Personen aus, die fleraiungscnipfchliingcn in Fachzeitschrifien oder 
Vorträgen geben; dasse-lbe gilt auch für solche Perstmen, die Empfehlmigcn 
mündlich weitergeben. 


Die voTslehcntlcn AusfÜhfürlgcn beziehen sich sowohl auf den tnlündischcn als 
auch auf den auslilndischen Vermarktcr. Üperiert der Vcirnarkicr z.ß, vom 
Ausland mit hillfc eines im Inland ansüsslgen Driitien, haben rcgelniiißig 
süwtdi] der Vctmarkfcr als auch der inländische Drille die .AnzeigepOichi zu 
erfüllen. 

Zu .Absatz 4 : 

Absatz 4 belfiETi die Prjtzislcntng des ajizeigcauslösenden Ereignisses. Dis 
Angebot oder die Empfehlung zur Übenuihnie einer SteuergestiiltLing 
gegenüber einem SteucrpnichtcBen löst die Anzeigepnicht des Vcnnaikters 
aus. 

Zu .Abiuiu 5 : 


Die AnzriigepHichi trifft nur groEie Verraarkier, weil hier vem einem hohen 
Sieuerausfatlrisiko auHügehen isL Die GriJOe wird am Gmsatz gemcssciu die 
der Vermarfcter aus dem Geschäft der VenTurktunj von litcucrgicslaltungen 
einschließlich der damit zusammcnhänienden Beratung pro W imchafisj ihr 
crziciL Vermerkter mit einem Umcatz aus der Vermarktung von 
Sicucrgcstaltungen von weniger aLs 250'.OCM) € werden deshalb von der 
Anzeigepflieht nicht erfasst. 
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Zu ■■MKatz.fer 

DIl' .Aiizejjie i:ät bis ztun niich. dem En Je lies Monats, in den das 

finzcigcpflichugc Eräijjrtiji ßllt. atzugcbcn Sic iil ctairh amtlich 
vof’^ciithriäbi.’iviriTi Datensatz - ■vorausaichtiieh ah 2009 auf elektronischem 
' an das Bundcszcnimlamc für Sicuem zu richten. Dct Arwciizepnichii^.e Khe die 
Stcucr^cätJlEung und (fas verfolgte Ziel absinkt, aber für das Verständnis 
umfassend zu hc5chrcilx;n. 

Darüber hinaus Ist die Zahl der ErAxrher der urtyebutenen oder empfohlenen 
Steuergcstallung inncTtutib der ersten beiden Jahtc scii Eintriu des 
anzcijeptliehLigen Ereignisses anzugeben. .Ah dem drillen Jahr besteht eine 
Anzeigcprichl nur dcnti, wenn das Bundcszenlralami für Steuern zu 
cnisprechenJed Meldungen aufgefordert hai. Zusäizlich sind auf Anfordenrng 
lUe saebdien liehen Dnierla^en vorauleeen. die zum- Verständnis der Gestaltung 
beitragen kürmen. 


AuskanfLs^erwei[ 3 ciun.ijsni;ch[e bestimmlet Öerufsgmppen nach § 102 .AO sind 
nichi berührt. Es wird nicht verlangt, die peritSnlichen Vcrhällnissc der Kunden 
zu oJTenbattn . 


Zu Absatz 7 : 

Zur Registrierung und ßr das weitere Verfahren wcisi das Bi 4 ndc 5 ?.cti[ru.tjin[ 
rtlr Steuern jeder Sicuergesiiiilung eine RcgistricrTiummer zu und teilt sic dem 
Vermarkter mit. Der Vcmuiittcr ist wiederum verpflichtet, sif innerhalb eicies 
MnnaLs nach Bekanntgabe dem Kunden (Steueipnichtigei oder weitefer 
Vemnarfctcf) mitzulcElcn und ien Fidl des Steuerpflichtigen thn auf dessen 
Vcrpfhchiung £Uf Atigafcx (fer fl.cgistricmumrTier hinzuw'cisen, Bei bcrcit-s 
registrierten Steuergesialiungcr, döfcfi Registriemumroer dem Vemiarkter 
bekannt ist hat er diese Pflichten bereits im Zeitpunkt der Vermarktung dem 
Kunden fStcuerpr.ii:titig.ejil mitzuteden. 


Dieses Verfahren, ist ruiwendig. um der FirwirvEcwatiung einen Überblick 
Uber die Verbreitung und Ausw irtung der Sleuergcstaltungcn zu vcrschafrcn. 

Zu AbsatzJt . 

.Aus den oben genunnten Gründen hat der Steucrpfüchtige. der eine 
anzeiaepfllchtigc Stcucrgcstalfung nutzt die RigisEriemumriwr in seiner 
Sieucrcrkläning {bzs^. Erkfü/ung zur gesonderten Fesistellung der 
De steuerungsgmrvd lagen. .Antrug auf Entlastung von im Ahzugswea erhobenen. 
Steuern oder AniJUij im VorauszahJungsvcrfalircn) anzugeben. Dieser Aufwartd 
ist gering urvd damit zumuthar. 
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Zu A1 k3[/ 


□ if ftfjjelunj; tnlhält dir' E[müx;hiijiun|ä5grunidlagc zum triass «iner 
Vefurdnung Ubtr die Au.'(rüh4TJng5lKstimmungen zu diesem Qeseu;. 


ZuArtiLel l4Nr. 3 AOf 

Oie Arueigepnichlcn des ^IjSj siijid ein wesepilLchcs Ekmcnt iJcr 
GcscizcsuöVällieruh.^, die im Einzcifall mii spürtaftm MuGpahmen 
durchgcsctzi i^crden. Zu diesem Zvveck kann bei Vcrlclzung licr 
Arvzetgepti ich! ein Bußgeld gegen die anzeigepfliehtigen Fersunen vdp bis zu j 
Mio. Euro fcsleesetzi w^eidcn. Duroh die Regelung zur Htme^stitig der 
GeliftKjße 'Aird sichergeste 1 1 1. dais der Tiier einer OnJnüngsvtidngkcii niieK ^ 
J7% im Ergebnis keinen. Vorteil behäli, sündem über das Mail der gezogenen 
Vonenc hinatia eiric geldliche Buße hinnehmen muss. 


Die GcIdbuDc van hflchacnR. iön Euro pro Tag der N'ichtabgabe der Aji/.cigc 
isl im Vcrgicieh zu ÜfoQhritintlien modeniL, da dnft statldcisen Rfund 
angescizt s^erden. Durch die verspätete .Anscige von üesültungen odcf durch 
das Unterlassen einer Anzeige kann dem FisJuis ein becrikrhilicher Schaden 
dadurch enE5.lehen. diiss der Gesetzgeber nlchi oder nur vcnipStel in die Lage 
verseut vtird, unangcmcfisenc Gestaltungen eitizudammen. Der Titer kann 
dadurch das Modell fElr eine enlspnccbcnd lingcre Zett vermarkten und 
sh'inschaftliehe Voreile sL-hfipfen. 


Dieses Verfahren leinsehließlirh der Hfllvc des Bußgeldes) ist vor dem 
HititergfunJ der beträchtlichen fiskalisehen Wlriiungen solcher Gestaltungen 
und zur Prdvctition gerechtfertigt. Durrh die verspäieie Anzeige von 
Geslaliungen oder durch die Unicriassung einer Anzeige kann dein FiskUit ein 
beträchtlicher Schaden dadurch entstehen, dass der Gesetzgeber nicht oder nur 
verspätet in die Lage verscizt wird, unangemessene Gestaltungen 
einzudammen. Der Täter kann dadurch das Modell für eine ecibipcechend 
längere Zeit vermarkten und uirTsehaftliche Vcuieik schöpfen- 

Zu Artikel I5 (§7 Abs, :EÜ,A0) 

Die Vorschrift regelt die crslmalige AtUAenduns. 
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Wl 

Bei 

Annahme 
vgn Ziffer 
52 entfälh 
Ziffer 53. 


Gesetz !icbwnii!>kü[n|Xlien/ 

Die Gcrieizjiebunjiszusaün Ji^ke it des ButHlej fLr die Ändcruni: des 
Einfuhrun^säesclzes iur Ab^ben-urdnung ergibt sieh aus Artikel lOS Abi. 5 
Sfltz ( und 2 GG, ^ifontich Ja> vun Jen Laivlesfinanzbchc^rdcn aTi7iiv.endenLk' 
V'etfahnen durch Bundcsgescl/ geregelt wird. Diesei Dundesgeseiz bedarf der 
^ijsrimmung des Bundestutes. SeiWdit da^ Burslcsiacsctj: dUs Verfaliren dunzh 
das BZSt neaclt. bedarf cn nieht der Zusumniung duith den Dundesfut. 


52. Zii Artikel 14 Nr. 2 42 AOi 

Artikel 14 Nr, 1 isi ZU äireichen. 


Bei^lnJinuL 

Mil der ncifgesehlacenen Ändcning kann das Ziel etrter ^leichmllßigen 
EJeaicueruni: und von mehr Ftechtssiehcrheil nicht erreicht wenden. Die neue 
Fassung des ^ 42 Ahs- I AO ist weder prüziser noch ist sic eflektiver als dla.H 
geltende Recht (icn Gegenteil) und daher ahzulebneni 

E>er Dcuischc Stcucrbcratepi'erbtuid hat den QesütienrwLiff heftig kritisien: 
"Der Refefiriitenenty.’urf gibt vor, das? Reehissicberheii nur durch die 
N'cufgsHung Sun § 42 der Abgflbeciofdnung hergcstedl werden könne, ln 
Wirklichkeit wird jede Recbissicherbeli heseiti;g[."' 

rroblcmaliseh ist der W'cgrall der “winsehaft liehen Gründe", die eine 
bestiittmte SieuergcslalTung bisher rechtfertigen kutmien. und das Abstelleti auf 
die "Ungewühnlklikcir einer reclitiicbcn, Gestaltung. Dadurch kflnnien kanftig 
auch einfache Unicrtichnicnsujnsinjkiuricrunjje'n in den Verdacht des 
Sicücrmiisbrtuebs geraten. Im Zweifel ist alles '’ungcwöhnlich", was nicht der 
bisherigen Ptaxis hei den Firönzilmiem erttspricht. 

El ist dem Swücrpflichtigen nicht zuziirnuten, hei jeder retbilichcn Ccstuliung, 
die er vornehmen will, zu prüfen, Db diese Gestaltung derjentgen entspricbk 
"die vom Gesetzgctuf in ÜbeneinsliTnmung mit der Vcrkehrsanseliauuäie zum 
Erreichen beslimmier winscbaftlieher Ziele vomusgcsctzl wurde". Eine iölche 
Vorschrift lähmt auch jede sinnvolle wirt.schurcliche Entwicklung. 
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